Britta Helbing

Tiedemannsweg 39

21244 Buchholz

Tel. 04187/6743

Fax 04187/7363                                                                        Buchholz, den 23.8.2011

An das

Justizministerium

Poststelle

Mohrenstr. 37

10117 Berlin

Betr.: Abschöpfen von Vermögen

Sehr geehrter Mitarbeiter des zuständigen Referats!

Gesetzlich geregelt ist, dass aus Straftaten gewonnenes Vermögen abgeschöpft werden darf und im Wege der Rückgewinnungshilfe an Geschädigte ausgekehrt wird. Sind keine Geschädigten auffindbar, fällt das Geld an das Bundesland.

Zugriff auf das Vermögen eines Straftäters sollte dem Land auch eröffnet werden, wenn ihm durch Fahndung, Prozessführung und Haftunterbringung des Straftäters Kosten entstehen, und die sind erfahrungsgemäß nicht gerade gering!  Es geht nicht an, dass die Allgemeinheit diese übernimmt und für die Rundumversorgung des Gefangenen eventuell sogar ein Leben lang aufkommt und zusätzlich die anfallenden,  horrenden Kosten für Gutachten und therapeutische Maßnahmen trägt.
Darin ist eine Ungleichbehandlung der Staatsbürger zu sehen. Straffällige erhalten Kost und Logis, ärztliche Betreuung, sozial-therapeutische Behandlung. Es werden besondere Funktionsräume eingerichtet, wo unter fachlicher Anleitung gearbeitet oder Sport getrieben wird. Einige Gefängnisinsassen kommen sogar in den Genuss, ein Schwimmbad benutzen zu können.
All dies steht vielen Bürgern, die gesetzeskonform gelebt haben, ein Leben lang arbeiteten und brav ihre Steuern entrichteten nicht zu. Viele müssen mit einer Minimalrente ihr Leben fristen. Sie müssen sehen, wie sie eine Unterkunft finden, die nicht viel kostet, sie müssen ihr weniges Geld genau einteilen, damit sie für Heizung, Strom, Essen, Medikamente etc. aufkommen können. Ihnen hilft kaum jemand bei der Bewältigung ihrer Alltagssorgen.
Es ist sogar damit zu rechnen, dass bisher gezahlte soziale Unterstützungen  wegfallen, wohingegen durch die Vorgaben des Bundesgerichtshofs für die Sicherungsverwahrung die Kosten im forensischen Bereich enorm steigen.

Um dieser Ungleichbehandlung von Staatsbürgern  begegnen zu können, bedarf es einer  gesetzlichen Regelung.

Mit freundlichem Gruß

Britta Helbing                                                                   Strafrecht –aus-Opfersicht.de.vu

Darin

